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21. Niederschrift  

über die Sitzung des Gemeinderates am Dienstag, dem 10. Dezember 2024 im 

Sitzungszimmer des Gemeindeamtes. 

Beginn: 19:30 Uhr 

  

Ende: 22:15 Uhr 

  

Anwesend: Bürgermeister Dietmar Schöpf, Bürgermeister-Stellv. DI Bernhard Brötz, 

GR Nikolaus Moll, GRin Theresia Venier, GRin Irene Steiner, GR Marco 

Hauser, GRin Bettina Fichtel, GRin Karina Riepler, GRin Stefanie Fiegl, DI 

(FH) Johannes Neubauer, GR Stefan Headington  

  
Entschuldigt: GR Christoph Zanon, GR Armin Lindenthaler   

  

Ersatzmitglied: Andreas Neuner  

  

Sonstige Anw.: ----- 

  

Schriftführer: Alfons Valtiner 

Tagesordnung: 

1. Fertigung der 20. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 22.10.2024  

2. Berichte aus den Ausschüssen 

3. Erstellung des Budgets 2025  

4. Beschlussfassung über Auflage und Erlassung eines Bebauungsplans für die GP 1549/20 

und 1549/23, beide KG Hatting (Bereich: Angerweg) 

5. Betriebskostenabrechnung für die Musikkapelle Hatting 

6. Ansuchen der Gemeinde Pettnau um Kostenbeteiligung für die Asphaltierungsarbeiten 

am Dr. Otto-Keimel-Weg (Autobahnzubringer)  

7. Kostenbeteiligung für den Gratisschibus zum Schigebiet „Rangger Köpfl“ für die 

Wintersaison 2024/25 

8. Homepage NEU: Vorstellung des internen „Intra-Net“  

9. Mietzinsbeihilfen  

10. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

Verlauf der Sitzung: 

Der Bürgermeister als Vorsitzender begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. Gemäß 

§ 44 TGO 2001 wird die Beschlussfähigkeit festgestellt.  

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig, noch folgende Punkte 

in die Tagesordnung aufzunehmen: 

11. Änderung der Kanalgebührenverordnung 

12. Änderung der Wasserbenützungsgebührenverordnung 

13. Änderung der Abfallgebührenverordnung 

14. Änderung der Friedhofsgebührenverordnung 

15. Änderung der Hundesteuerverordnung 
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16. Änderung – Sonstige Gebühren  

Gemäß § 36 (Abs. 3) der TGO 2001 beschließt der Gemeinderat einstimmig, den 

Tagesordnungspunkt 9 zur Gänze unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln. 

1. Fertigung der 20. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 22.10.2024  

Die Niederschrift der GR-Sitzung vom 22.10.2024 wird von allen anwesenden 

Gemeinderatsmitgliedern vollinhaltlich zur Kenntnis genommen.  

2. Berichte aus den Ausschüssen 

Ausschuss für Jugend, Familie und Soziales  

Ausschussobmann Stefan Headington berichtet kurz über: 

- Jugend-Aktivitäten: Das für Sa. 09.11.2024 angekündigte Tischtennis-Turnier musste 

aufgrund zu weniger Anmeldungen leider abgesagt werden.  

- Senioren-Aktivitäten: Die Weihnachtsfeier für die Senioren am 07.12.2024 war auch 

heuer wieder ein voller Erfolg. Ein großer Dank an alle Mitwirkenden!  

- Für Jänner/Feber 2025 sind ein Filmabend für die Jugendlichen sowie das Faschings- 

kränzchen im Foyer des Gemeindesaals für die Senioren bereits in Vorbereitung.  

Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und Nachhaltigkeit 

Ausschussobfrau Theresia Venier berichtet kurz über:  

- Neophyten-Problematik: Diesbezügliche Gespräche mit Urban Steiner u. WA Michael 

Lindenthaler voraussichtlich im Jänner 2025 

Ausschuss für Energieeffizienz, Mobilität und Digitalisierung 

Ausschussobmann Marco Hauser berichtet kurz über:  

- Sobald von der Gemeindeverwaltung die noch fehlenden Daten übermittelt sind, kann 

das Projekt „Beratung zu Sanierungsmaßnahmen bei öffentlichen Gebäuden“ seitens 

des Ausschusses zusammen mit der Energieagentur Tirol weiterverfolgt werden.  

Verein `Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft Hatting´ (EEG) 

Obmann Nikolaus Moll kann berichten, dass die PV-Paneelen beim Sportheim noch 

rechtzeitig montiert worden sind, das System aufgrund der bisherigen Erfahrungswerte gut 

funktioniert und somit eine jährliche Einsparung garantiert ist.  

Weiters verweist er auf die vorliegenden Zahlen bei den neuen LED-Straßenlampen, die eine 

Verminderung um zwei Drittel des Stromverbrauchs belegen.  



Seite 317 

3. Erstellung des Budgets 2025 

Bgm. Dietmar Schöpf berichtet aus den beiden Sondersitzungen zum Budget 2025 vom 

05.11.2024 und 27.11.2024, in denen sich der erweiterte Gemeindevorstand aufgrund der 

nicht erfreulichen Finanzaussichten und folglich schwierigen Erstellung des nächstjährigen 

Budgets einhellig über Leistungskürzungen sowie einer Erhöhung bei diversen Gebühren und 

Leistungsentgelten bereits ausgesprochen hat. Dies ist nun im Gemeinderat zu diskutieren und 

zu beschließen.  

Beschlussfassungen: 

Nach detailliertem Gebührenvergleich mit der Gemeinde Inzing, vielen Wortmeldungen und 

rühriger Diskussion beschließt der Gemeinderat einstimmig eine grundsätzliche Anhebung 

der Gebühren um 5 % ab 2025.  

Zudem wird auf Vorschlag des Bürgermeisters der einstimmige Beschluss gefasst, die 

Friedhofsgebühren umfangreicher bzw. mehr als 5 % zu erhöhen, da die aktuellen Gebühren 

gegenüber den Gebühren anderer Gemeinden extrem niedrig sind.  

Abschließend beschließt der Gemeinderat nach längerer Diskussion mit 10 Ja-Stimmen und 2 

Enthaltungen (Stefan Headington, Marco Hauser), das mit GR-Beschluss vom 05.09.2023 

eingeführte „Gratis-VVT-Ticket“ ab 13.01.2025 nicht mehr anzubieten. 

4. Beschlussfassung über Auflage und Erlassung eines Bebauungsplans für die GP 1549/20 

und 1549/23, beide KG Hatting (Bereich: Angerweg) 

Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat zur Kenntnis, dass bei der Gemeinde um die 

Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Grundstücke Nr. 1549/20 und 1549/23, 

beide KG Hatting, laut planlicher und schriftlicher Darstellung des DI Stefan Brabetz aus 

Telfs angesucht wurde. 

Anlass der Erstellung des gegenständlichen Bebauungsplans: Der gegenständliche Planungs- 

bereich befindet sich im Bereich des Oberauwegs im nordwestlichen Siedlungsbereich von 

Hatting und umfasst die beiden Grundstücke 1549/20 und 1549/23. Die Grundstücke sind 

unbebaut, nahezu eben und weisen eine Grundfläche von 296 m² bzw. 304 m² auf. Aufgrund 

der geringen Parzellengröße und des relativ schmalen Zuschnittes (die Grundstücke weisen 

eine Breite von jeweils rund 14 m auf), beabsichtigt die Gemeinde durch die Erlassung eines 

Bebauungsplans eine wirtschaftliche und bodensparende Bebaubarkeit des Bereichs zu 

ermöglichen.  

Raumordnungsfachliche Stellungnahme: Der vorliegende Bebauungsplan schafft den Rahmen 

für die künftige Bebauung des Bereichs. Aus raumordnungsfachlicher Sicht bestehen gegen 

diesen Bebauungsplan keine Einwände. Im nachfolgenden Bauverfahren ist die WLV sowie 

das zuständige Baubezirksamt Fachbereich Wasserwirtschaft jedenfalls miteinzubeziehen! 

Beschlussfassung/en: 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Hatting einstimmig 

gemäß § 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr.43, den 
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von DI Stefan Brabetz ausgearbeiteten Entwurf über die Erlassung eines Bebauungsplanes 

vom 02.12.2024 (Planerstellungsdatum), Zahl/GZ: 318BP24-02, im Bereich GP 1549/20 und 

GP 1549/23, beide KG Hatting, durch vier Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufzulegen. 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 

gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von 

einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

5. Betriebskostenabrechnung für die Musikkapelle Hatting 

Bgm. Dietmar Schöpf bringt den GR-Mitgliedern zur Kenntnis, dass seit 2007 der 

Musikkapelle Hatting die Betriebskosten (Heiz- und Stromkosten) für die von ihr genutzten 

Räumlichkeiten im VS-Gebäude jährlich seitens der Gemeinde vorgeschrieben werden. Seit 

diesem Zeitpunkt setzt sich die Vereinssubvention für die Musikkapelle lt. GR-Beschluss vom 

03.10.2007 aus einer Vereinsförderung (3.000 €, ab 2021: 3.300 €) und einem Betriebskosten- 

zuschuss (1.600 €, seit 2021: 1.760 €) zusammen. Die Höhe dieses BK-Zuschusses richtete 

sich damals nach dem Verbrauch der Jahre 2005 und 2006.  

Die extreme Erhöhung der Gas- und Stromkosten in den Jahren 2022 und 2023 (mehr als 

verdreifacht) verursachte eine außerordentliche Steigerung der BK für die Musikkapelle, aber 

auch der auffällig hohe Verbrauch bei den Heizwerten waren der Anlass, sich diese Sache 

nochmals genauer anzuschauen.  

Aktueller Stand: 

Beim Tausch und der Neusituierung des Zählers für die Heizwerte im Herbst 2024 fanden die 

Fachleute final heraus, dass über diesen Zähler nicht nur die Heizung für die Räumlichkeiten 

der Musikkapelle, wie immer angenommen, sondern auch die Heizung des Foyers und der 

WC-Anlagen gezählt werden. Beide Heizkreise werden von derselben Pumpe versorgt und 

somit läuft die Messung des Verbrauchs auch über denselben Zähler.  

Dadurch lässt sich jetzt der vergleichsweise sehr hohe jährliche Verbrauch (durchschnittlich 

21.000 kWh!) erklären und nachvollziehen.  

Nur durch einen relativ aufwendigen und vor allem teuren Umbau am Verteiler im Männer-

WC könnte man einen zusätzlichen Zähler einbauen, um die Heizwerte für beide Kreise 

getrennt ermitteln zu können. Diesen Umbau gilt es zu vermeiden.  

Zudem hat die Aufrollung der BK-Abrechnungen von 2007 – 2022 ergeben, dass sich die 

Vorschreibungen und der BK-Zuschuss zu leichten Vorteilen für die Musikkapelle entwickelt 

hat. Wenn man die beiden Jahre 2023 und 2024 wegen ihrer abnormalen Teuerung in der 

Gesamtabrechnung hinzunimmt (Anmerkung: 2024 wurde der MK keine Heizkosten 

vorgeschrieben), kommt man auf einen nahezu ausgeglichenen Saldo (Differenz: ca. 80 €). 
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Hier die entsprechende Excel-Auswertung:  

Heiz- und Stromkostenabrechnung MK 2007 - 2024
Ab 2007 setzt sich die jährliche Subvention für die MK aus 3000 € Vereinsförderung 
und 1600 € Strom- u. Heizkostenzuschuss zusammen (GR-Beschluss v. 03.10.2007).
Ab 2021 beträgt der Strom- u. Heizkostenzuschuss 1760 € (GR-Beschluss v. 27.04.2021).

Jahr Heizkosten Stromkosten gesamt Subvention

2007 1306,39 318,88 1625,27 1600,00

2008 954,82 245,66 1200,48 1600,00

2009 1112,81 442,64 1555,45 1600,00

2010 553,66 539,64 1093,30 1600,00

2011 1210,58 683,09 1893,67 1600,00

2012 981,90 123,43 1105,33 1600,00

2013 1268,16 526,28 1794,44 1600,00

2014 1251,14 554,58 1805,72 1600,00

2015 1174,89 485,8 1660,69 1600,00

2016 1021,59 423,5 1445,09 1600,00

2017 1402,11 414,28 1816,39 1600,00

2018 1403,90 412,28 1816,18 1600,00

2019 1709,70 435,95 2145,65 1600,00

2020 1195,23 422,46 1617,69 1600,00

2021 1150,98 283,78 1434,76 1760,00

2022 1044,05 364,48 1408,53 1760,00

25418,64 25920,00 -351,47 Guthaben der Gemeinde 2022

2023 3376,82 1156,67 4533,49 1760,00 Extr. Erhöh. d. Energiekosten (Gas/Strom)

2024 1564,66 972,14 -592,52 1760,00 keine Heizkosten v. d. Gem. verrechnet

Nov 24 29359,61 29440,00 -80,39 Saldo von 2007 - 2024

Hinweise zum Jahr 2024:
Es wurden der MK keine Heizkosten (Verbrauch 2023) verrechnet.
Gutschrift aus dem Jahr 2022 (1564,66 €) wurde an die Musikkapelle überwiesen.  

Beschlussfassung: 

Auf Antrag des Bürgermeisters und nach relativ kurzer Diskussion fasst der Gemeinderat den 

einstimmigen Beschluss, dass ab 2025 die Betriebskosten (Strom- und Heizkosten) der 

Musikkapelle Hatting für ihre Räumlichkeiten im VS-Gebäude aus verwaltungsökonomischen 

Gründen seitens der Gemeinde nicht mehr vorgeschrieben werden. Gleichzeitig entfällt 

natürlich auch der jährliche Betriebskostenzuschuss für die Musikkapelle Hatting in der Höhe 

von derzeit € 1.760 € (siehe diesbzgl. GR-Beschluss vom 03.10.2007, TO-Pkt. 4).  

 6. Ansuchen der Gemeinde Pettnau um Kostenbeteiligung für die Asphaltierungsarbeiten 

am Dr. Otto-Keimel-Weg (Autobahnzubringer) 

Ansuchen v. 27.11.2024 – Gemeinde Pettnau: (gleichzeitig mit der Sitzungsladung an alle 

GR-Mitglieder übermittelt) 



Seite 320 

 

Beschlussfassung:  

Nach eingehender Diskussion und Antragstellung des Vorsitzenden lehnt der Gemeinderat 

einstimmig eine Kostenbeteiligung grundsätzlich ab und wird wie folgt begründet:  

Der Gemeinderat ist der Anschauung, dass die Zuständigkeiten für die Erhaltung von Straßen 

und Wegen klar geregelt sind und es sehr problematisch ist, hier den richtigen Ansatz zu 

finden. Zudem hätte das Folgewirkungen auf andere Straßen und Wege in allen Gemeinden, 

auf  denen  auch  KFZ  anderer  Gemeinden fahren. Weiters wurde argumentiert, dass der dort 
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fahrende Schwerverkehr (LKW), der die Straße wesentlich mehr belastet als die PKW, 

durchwegs von der Pettnauer Firma Spiegl Transport GmbH & Co KG kommt. Zudem ist es 

in Zeiten sehr knapper Gemeindekassen und all den gebotenen Einsparungen und 

Gebührenerhöhungen nicht zu argumentieren, hier einen Beitrag, in welcher Höhe auch 

immer, zu leisten. 

7. Kostenbeteiligung für den Gratisschibus zum Schigebiet „Rangger Köpfl“ für die 

Wintersaison 2024/25 

Beschlussfassung:  

Aufgrund des eingelangten Ansuchens des Geschäftsführers der Bergbahnen Oberperfuss, Hr. 

Manuel Hujara, und nach kurzer Erläuterung des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat 

einstimmig eine abermalige Kostenbeteiligung für den Schibusbetrieb zum Schigebiet 

„Rangger Köpfl“ für die Wintersaison 2024/25 in Höhe von insg. € 700,-- gemäß dem 

Beteiligungsmodell der betreffenden Gemeinden bei Übernahme von 40 % der Gesamtkosten.  

8. Homepage NEU: Vorstellung des internen „Intra-Net“ 

Nach ausführlicher Erklärung des internen „Intra-Net“ oder eigentlich der Softwarelösung 

`Session´ (Sitzungsmanagement) spricht sich der Gemeinderat einhellig für eine künftige 

Anwendung des bis dato ungenützten Sitzungsprogramms aus.  

9. Mietzinsbeihilfen 

Gemäß Beschlussfassung ist der Tagesordnungspunkt 9 zur Gänze unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit zu behandeln. Es wird auf das dafür eigens geführte Protokoll verwiesen.  

10. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

Bgm. Dietmar Schöpf 

➢ Glasfaserausbau Hattingerberg: Die Überlegung ist aufgekommen, den Hattingerberg 

ev. über die Gemeinde Polling zu erschließen. Eine entsprechende Erschließung ist 

aber nur über Mairbach und Langegg möglich, würde aber der Gemeinde trotz best. 

Leerverrohrungen und abzüglich der 65 % Bundes- und 10 % Landesförderungen noch 

immer mind. € 200.000,-- kosten. D.s. ca. € 10.000,--/Haushalt Investition, ohne 

Einnahmen für die Gemeinde Hattting. Die Gemeinde Polling hingegen würde vom 

Internetanbieter 30 % pro Vertragsabschluss erhalten.  

Der GV hat bereits entschieden, diesem Vorhaben aus verständlichen Gründen nicht 

näher zu treten.  

➢ ESV-Dachsanierung: Das Dach konnte einen Tag vor Wintereinbruch eingedeckt 

werden.  
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➢ Wasserrohrbruch Gaisauweg: Die Verlegung der neuen Trinkwasserleitung ist inzw. 

abgeschlossen; Asphaltierung folgt dann im Frühjahr.  

➢ Umfahrung Hatting: Am 29.11.2024 hat eine Besprechung mit Variantenpräsentation 

stattgefunden. Es sind noch Rechtsfragen hins. sekt. Fahrverbot abzuklären und ist 

dann dieses Thema inkl. der jetzt neuen Varianten im PV Telfs und Umgebung – 

Salzstraße nochmals auf die Tagesordnung zu bringen. Nach Erledigung steht einer 

öffentlichen Gemeindeversammlung im Frühjahr 2025 nichts mehr im Wege.  

➢ Pollinger Gießen: Die restlichen Arbeiten (Mähen, Bepflanzung) beim z.Z. laufenden 

Projekt `Pollinger Gießen, Gewässerpflege´ werden nächstes Jahr abgeschlossen.  

➢ Sitzbank Prof. Walter Nagl – Platz: Innsbruck Tourismus hat der Gemeinde eine 

50%ige Förderung der veranschlagten Kosten für die Errichtung einer weiteren 

Sitzbank am Prof. Walter Nagl – Platz schriftlich zugesagt. 

➢ Termin für nächste GR-Sitzung (voraussichtlich): 21.01.2025 

GRin Irene Steiner 

➢ Die An- bzw. Nachfrage in Bezug auf GESA-Küche/Generalreinigung löst eine 

längere Diskussion mit div. Lösungsvorschlägen aber ohne Ergebnis aus.  

11. Änderung der Kanalgebührenverordnung 

Beschlussfassung: 

Im Sinne der unter TO-Punkt 3 beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren um 5 % 

sowie aus verwaltungsökonomischen Gründen beschließt der Gemeinderat einstimmig 

nachstehende neue Kanalgebührenverordnung der Gemeinde Hatting (angepasst nach dem 

aktuellen Verordnungsmuster des Landes): 

Kanalgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 10.12.2024 über die Erhebung 
von Kanalbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1  

Einteilung der Gebühren  

(1) Zur Deckung der Kosten der Errichtung der Gemeindekanalisationsanlage und zur Deckung der 
Instandhaltungs-, Erneuerungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten erhebt die Gemeinde für den 
Anschluss eines Grundstückes an die Kanalisationsanlage eine Anschlussgebühr und für die 
laufende Benützung derselben eine Kanalbenützungsgebühr. 
 

(2) Im Falle der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes  dienen,  wie  z.B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder 
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einer Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die 
Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2  

Entstehung der Gebührenpflicht 

(1) Die Pflicht zur Entrichtung der Anschlussgebühr entsteht mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen 
Anschlusses des Grundstückes an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage, im Fall von 
baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück mit der Vollendung des 
entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger 
Benützbarkeit des Kanals.  
 

(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Erweiterungsgebühr entsteht nach erstmaliger Einleitung in die 
neuen Anlagenteile. 
 

(3) Die Pflicht zur Entrichtung der laufenden Kanalbenützungsgebühr entsteht mit der Benützung der 
gemeindeeigenen Kanalisationsanlage.  

§ 3 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem 
Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die 
dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse 
ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes 
2011 (TVAG 2011), LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, zu 
ermitteln, sofern keine Ausnahme im Sinne des Abs. 3 vorliegt. War die Baumasse eines 
abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer 
Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden 
und entsprechend genutzten Gebäudeteilen ist die tatsächlich vorhandene Baumasse zu 
halbieren und diese als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine Ausnahme im Sinne 
des Abs. 3 vorliegt. Im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die tatsächliche 
Baumasse nur zu einem Viertel anzurechnen. 

(2) Die Anschlussgebühr für Abwässer beträgt EUR 6,86 pro m³ der Bemessungsgrundlage.  

(3) Von der Anschlussgebühr ausgenommen sind: 

1. Ställe, Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, 
Silos und Fahrsilos, begehbare und nicht begehbare Folientunnels und ortsübliche 
Gewächshäuser (ausschließlich für private Nutzung), jedoch nur, sofern diese nicht mit 
einem Kanalanschluss ausgestattet werden; 

2. Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Kanalanschluss ausgestattet werden; 

3. überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen, die zur Gänze aus Holz errichtet 
werden (kein Mauerwerk), jedoch nur, sofern diese nicht mit einem Kanalanschluss 
ausgestattet werden – nicht umfasst von dieser Ausnahme sind jedoch Nebengebäude 
wie Garagen, Carports (sofern eine Baumasse im Sinne des Abs. 1 gegeben ist). 

(4) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im 
Ausmaß der Hälfte, im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei 
Vierteln,  der  tatsächlichen  Baumasse.  Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters 
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eine Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach 
Abs. 3 bisher nicht entrichtet wurde.  

(5) Bemessungsgrundlage für die Anschlussgebühr für Niederschlagwässer ist die verbaute Fläche 
laut Baubescheid.  

(6) Die Anschlussgebühr für Niederschlagswässer beträgt EUR 3,15 pro m² der 
Bemessungsgrundlage.  

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die Bemessung der Kanalbenützungsgebühr für häusliche Abwässer erfolgt nach dem 
tatsächlichen Wasserbezugsverbrauch laut Wasserzähler. Erfolgt jedoch der Wasserbezug ohne 
Wasserzähler wird eine Mindestmenge von 40 m³ pro Person und Jahr verrechnet. 
 

(2) Die Kanalbenützungsgebühr für Abwässer beträgt EUR 2,73 je m³ Wasserverbrauch. 
 

(3) Wird eine Regenwassernutzung – Grauwasserkreislauf – (z.B. für die Sanitäranlagen zur Spülung, 
etc.) verwendet, ist der gesamte Grauwasserkreislauf, welcher häuslich verwendet wird, über 
einen Kaltwasserzähler zu führen und entsprechend den Punkten 1 und 2 zu vergebühren. Für 
bereits mit einer Regenwassernutzung ausgeführte Objekte entsteht die Verpflichtung zum Einbau 
eines Kaltwasserzählers mit Inkrafttreten dieser Verordnung. 
 

(4) Eine laufende Kanalbenützungsgebühr für Niederschlagswässer ist nicht zu entrichten.  

§ 5  

Freimengen  

(1) Für landwirtschaftliche Betriebe mit Viehhaltung werden pro Großvieheinheit 15 m³ bei den 
Kanalgebühren in Abzug gebracht. Die Großvieheinheiten werden nach den Richtlinien der 
Landeslandwirtschaftskammer – unter Berücksichtigung des jeweiligen Ergebnisses der letzten 
Viehzählung – errechnet. Beim jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb ist jedoch eine jährliche 
Mindestmenge pro Person von 40 m³ für die Kanalbenützung zu berücksichtigen. 
 

(2) Für Intensivobstbau werden bei einer geschlossenen Anlage im Ausmaß ab einem ½ Hektar pro 
Jahr 5 m³ Abwasser freigestellt. Je weitere 1000 m² Fläche wird 1 m³ Abwasser freigestellt.  

§ 6  

Erweiterungsgebühr  

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 3 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 
 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 7  

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstücks.  
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§ 8  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates 
der Gemeinde Hatting vom 22.10.2024 über die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren außer 
Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

12. Änderung der Wasserbenützungsgebührenverordnung 

Beschlussfassung: 

Im Sinne der unter TO-Punkt 3 beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren um 5 % 

sowie aus verwaltungsökonomischen Gründen beschließt der Gemeinderat einstimmig 

nachstehende neue Wasserbenützungsgebührenverordnung der Gemeinde Hatting (angepasst 

nach dem aktuellen Verordnungsmuster des Landes): 

Wasserbenützungsgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025  

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 10.12.2024 über die Erhebung 
von Wasserbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1  

Einteilung der Gebühren 

(1) Zur Deckung der Kosten der Errichtung der Gemeindewasserversorgungsanlage und zur Deckung 
der Instandhaltungs-, Erneuerungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten erhebt die Gemeinde für 
den Anschluss eines Grundstückes an die Wasserversorgungsanlage eine Anschlussgebühr und 
für den laufenden Wasserbezug eine Wasserbenützungsgebühr sowie für die Bereitstellung von 
Wasserzählern eine Zählergebühr. 
 

(2) Im Falle der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage 
des gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z.B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen 
Quellfassungen, Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage 
oder UV-Anlage und dergleichen, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2  

Entstehung der Gebührenpflicht 

(1) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen 
Wasserversorgungsanlage.  
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(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Erweiterungsgebühr entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss der 
Erweiterungsanlage an die bestehende Wasserversorgungsanlage.  
 

(3) Die Pflicht zur Entrichtung der laufenden Wasserbenützungsgebühr und der Zählergebühr 
entsteht mit dem Zeitpunkt des erstmaligen Wasserbezugs.  

§ 3 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem 
Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die 
dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse 
ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes, 
LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 3/2024, zu ermitteln, sofern keine 
Ausnahme im Sinne des Abs. 4 vorliegt. War die Baumasse eines abgebrochenen oder zerstörten 
Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug 
zu bringen. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden und entsprechend genutzten 
Gebäudeteilen ist die tatsächlich vorhandene Baumasse zu halbieren und diese als 
Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine Ausnahme im Sinne des Abs. 4 vorliegt. Im 
Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die tatsächliche Baumasse nur zu 
einem Viertel anzurechnen.  
 

(2) Die Anschlussgebühr beträgt EUR 4,14 pro m³ der Bemessungsgrundlage.  
 

(3) Für befestigte Schwimmbecken sowie Living-Pools, Naturpools und dergleichen, deren 
Schwimmbereiche mit einem künstlichen Becken ausgestaltet sind, sowohl im Freien als auch in 
geschlossenen Räumen, ist zusätzlich eine Anschlussgebühr von EUR 3,01 pro m³ nutzbaren 
Rauminhalt zu entrichten.  
 

(4) Von der Anschlussgebühr ausgenommen sind: 

1. Ställe, Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, 
Silos und Fahrsilos, begehbare und nicht begehbare Folientunnels und ortsübliche 
Gewächshäuser (ausschließlich für private Nutzung), jedoch nur, sofern diese nicht mit 
einem Wasseranschluss ausgestattet werden; 

2. Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden; 

3. überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen, die zur Gänze aus Holz errichtet 
werden (kein Mauerwerk), jedoch nur, sofern diese nicht mit einem Wasseranschluss 
ausgestattet werden – nicht umfasst von dieser Ausnahme sind jedoch Nebengebäude 
wie Garagen, Carports (sofern eine Baumasse im Sinne des Abs. 1 gegeben ist). 

(5) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im 
Ausmaß der Hälfte, im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei 
Vierteln, der tatsächlichen Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters 
eine Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach 
Abs. 4 bisher nicht entrichtet wurde. 

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die Bemessung der Wasserbenützungsgebühr erfolgt nach dem tatsächlichen 
Wasserbezugsverbrauch  laut  Wasserzähler .  Die  Verwendung  weiterer  privater  Wasserzähler 
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(Subzähler) in den Verbrauchsanlagen ist zulässig. Das Ergebnis einer solchen Zählung bildet 
keinerlei Grundlage für eine Verrechnung mit der Gemeinde. 

 
(2) Störungen oder Beschädigungen der Wasserzähler sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 

Ergibt eine Prüfung durch die Gemeinde, dass ein Wasserzähler schon längere Zeit außer 
Funktion ist, so ist die Gemeinde berechtigt, einen geschätzten Verbrauchswert des betreffenden 
Zeitabschnittes der Vorjahre zu Grunde zu legen, wobei ein Wechsel in der Anzahl der Personen 
zu berücksichtigen ist. 
 

(3) Die Wasserbenützungsgebühr beträgt EUR 1,22 je m³ Wasserverbrauch. 

§ 5  

Zählergebühr 

(1) Für die Benützung, Wartung und Kontrolle des Wasserzählers ist eine laufende Gebühr zu 
entrichten.  
 

(2) Unter Berücksichtigung eines fünfjährigen Austauschintervalls werden folgende jährlichen 
Zählermieten eingehoben:  
 

Kategorie des Wasserzählers Zählergebühr in €  

für   3 m³  7,14  

für   7 m³  11,76  

für 20 m³  16,80  

für Großbereichszähler an DN 80  29,40  

§ 6  

Erweiterungsgebühr  

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 3 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 7  

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 8  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates 
der Gemeinde Hatting vom 22.10.2024 über die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren außer 
Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  
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13. Änderung der Abfallgebührenverordnung 

Beschlussfassung:  

Im Sinne der unter TO-Punkt 3 beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren um 5 % 

sowie aus verwaltungsökonomischen Gründen beschließt der Gemeinderat einstimmig 

nachstehende neue Abfallgebührenverordnung der Gemeinde Hatting (lt. Verordnungsmuster 

des Landes; Vermerk: Behälter-Reinigungskosten sind in den Biogebühren berücksichtigt):  

Abfallgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 10.12.2024 über die Erhebung 
von Abfallgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 des Tiroler 
Abfallgebührengesetzes, LGBl. Nr. 36/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, 
wird verordnet: 

§ 1 

Abfallgebühren  

Die Gemeinde Hatting erhebt Abfallgebühren als Grundgebühr und als weitere Gebühr.  

§ 2  

Grundgebühr  

(1) Die Grundgebühr bemisst sich nach der Anzahl der mit Hauptwohnsitz oder mit weiteren Wohnsitz 
(Nebenwohnsitz) gemeldeten Personen im jeweiligen Haushalt bzw. bei Gewerbebetrieben nach 
einer Pauschale und beträgt pro Jahr.  

a) bei einem Einpersonenhaushalt:   54,56 Euro  
b) bei jeder weiteren Person im Haushalt:   10,46 Euro  
c) bei Gewerbebetrieben pro Betriebsstandort:  95,76 Euro 

 Von der Abgabenpflicht nach § 2 Abs. 1 lit. c) sind ausgenommen:  
 

1. Betriebe ohne betriebsbezogene Räumlichkeiten im Gemeindegebiet oder deren 
Tätigkeit überwiegend außerhalb des Betriebsstandorts durchgeführt wird.  
 

2. Ein-Personen-Unternehmen (EPU), die ohne unselbständig Beschäftigte (auch ohne 
geringfügig Beschäftigte) tätig sind, aber nur unter der Voraussetzung, dass der/die 
Betriebsinhaber/in mit Haupt- oder weiteren Wohnsitz (Nebenwohnsitz) nach den 
Bestimmungen des Meldegesetzes am Betriebsstandort in Hatting gemeldet ist. 

§ 3  

Weitere Gebühr  
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(1) Die weitere Gebühr bemisst sich beim Biomüll nach der Anzahl der mit Hauptwohnsitz oder mit 
weiteren Wohnsitz (Nebenwohnsitz) gemeldeten Personen im jeweiligen Haushalt bzw. bei 
Gewerbebetrieben nach einer Pauschale und beträgt pro Jahr:  

a) bei einem Einpersonenhaushalt:   68,16 Euro (inkl. Beh.-Reinigung 13,60 Euro) 
b) bei jeder weiteren Person im Haushalt:   10,46 Euro  
c) bei Gewerbebetrieben pro Betriebsstandort:     109,36 Euro (inkl. Beh.-Reinigung 13,60 Euro) 

Diese Gebühr gilt für alle Haushalte oder Betriebe, welche nachweislich keine 
Eigenkompostierung betreiben bzw. einen Biomüllbehälter beanspruchen und beinhaltet die 
Entleerung eines 120 Liter Müllbehälters pro Abfuhr und Haushalt bzw. Betrieb. 

 Von der Abgabenpflicht nach § 3 Abs. 1 lit. c) sind ausgenommen:  
 

1. Betriebe ohne betriebsbezogene Räumlichkeiten im Gemeindegebiet oder deren 
Tätigkeit überwiegend außerhalb des Betriebsstandorts durchgeführt wird.  
 

2. Ein-Personen-Unternehmen (EPU), die ohne unselbständig Beschäftigte (auch ohne 
geringfügig Beschäftigte) tätig sind, aber nur unter der Voraussetzung, dass der/die 
Betriebsinhaber/in mit Haupt- oder weiteren Wohnsitz (Nebenwohnsitz) nach den 
Bestimmungen des Meldegesetzes am Betriebsstandort in Hatting gemeldet ist. 

(2) Die weitere Gebühr bemisst sich nach Art und Volumen der Abfälle und beträgt:  

a) für die Abholung  

1. eines 120 Liter Restmüllbehälters:   4,41 Euro 
2. eines 240 Liter Restmüllbehälters:   8,82 Euro 
3. eines 660 Liter Restmüllbehälters:                       18,52 Euro  
4. eines 800 Liter Restmüllbehälters:                       21,42 Euro  
5. eines 1100 Liter Restmüllbehälters:                     29,86 Euro  

 

6. von zusätzlichem Biomüll (bei mehr als die nach 
§ 3 Abs. 1 in der Biomüllgebühr beinhalteten  
Entleerung eines 120 Liter Müllbehälters pro  
Abfuhr und Haushalt bzw. Betrieb) bzw. für  
jede weitere 120 Liter Biomüll:    5,00 Euro  
 

Für die Abholung von zusätzlichem Biomüll ist pro 120 Liter eine beim Bürgerservice der 
Gemeinde Hatting erhältliche Müllwertschleife anzubringen. 

b) für die Anlieferung von  

1. von Strauch- und Baumschnitt pro m³ (Höchstmenge: 2 m³): 10,08 Euro 
2. von Holzabfällen pro m³ (keine Höchstmenge):   25,20 Euro 
3. von Sperrmüll pro m³ (keine Höchstmenge):    31,50 Euro 
4. von Bauschutt und Baurestmengen pro m³ (Höchstmenge: 1 m³): 37,80 Euro 
5. von PKW-Reifen ohne Felgen / Stück:      3,65 Euro 
6. von PKW-Reifen mit Felgen / Stück:      7,43 Euro 
7. von LKW-Reifen ohne Felgen / Stück:      7,32 Euro 
8. von LKW-Reifen mit Felgen / Stück:       9,16 Euro 
9. von Reifen für Traktor-Anhänger / Stück:      7,43 Euro 
10. von Akkus normal:         2,29 Euro 
11. von Akkus groß:         4,58 Euro 

Bei den Fraktionen 1. bis 4. wird pro Anlieferung jeweils eine Mindestmenge von ¼ m³ 
verrechnet. 

Der Verkauf von Müllsäcken, Mülltonnen bzw. von Müllgroßbehältern wird zum jeweiligen 
Einkaufspreis verrechnet – zuzüglich der Kosten für den Transponder (Erkennungschip zur 
Registrierung der Entleerung). 



Seite 330 

Der bei Mehraufkommen von Restmüll notwendige 60 Liter Sack für Restmüll ist beim Bürgerservice 
der Gemeinde Hatting erhältlich und beinhaltet bereits die entsprechende Entleerungsgebühr. 

§ 4  

Vorschreibung, Stichtag 

(1) Die Gebührenvorschreibung für Grundgebühr und weitere Gebühr erfolgt jeweils zu den Terminen 
der vierteljährlichen Gemeindevorschreibungen.  

(2) Die weitere Gebühr für Müllwertschleifen und zusätzliche Müllsäcke ist bei deren Ausfolgung zu 
entrichten.  

(3) Als Stichtag für die Ermittlung der Zahl der Personen gilt für die Vorschreibung des 1. Quartals der 
1.1., für das 2. Quartal der 1.4., für das 3. Quartal der 1.7. und für das 4. Quartal der 1.10. jeden 
Jahres. Änderungen während des Quartals werden beim nächstfolgenden Quartal berücksichtigt. 
Die Ermittlung der Personen erfolgt aufgrund der Meldungen nach den Bestimmungen des 
Meldegesetzes 1991 in der jeweils gültigen Fassung.  

(4) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, alle Tatsachen, die für das Entstehen, die Änderung 
oder die Einstellung der Grundgebühr von Bedeutung sind, binnen einer Woche nach Eintritt der 
maßgeblichen Tatsache der Gemeinde zu melden. Änderungen in der Bemessung der 
Grundgebühr werden mit dem folgenden Monatsersten wirksam.  

§ 5  

Gebührenschuldner, gesetzliches Pfandrecht  

(1) Schuldner der Abfallgebühren sind die Eigentümer der Grundstücke, für die Einrichtungen und 
Anlagen zur Entsorgung von Abfällen und die Abfallberatung bereitgestellt werden.  

(2) Steht ein Bauwerk auf fremdem Grund und Boden, so ist der Eigentümer des Bauwerkes, im Falle 
eines Baurechtes der Inhaber des Baurechtes, Schuldner der Abfallgebühren.  

(3) Für die Abfallgebühren samt Nebengebühren haftet auf dem Grundstück (Bauwerk, Baurecht) ein 
gesetzliches Pfandrecht.  

(4) Werden Sperrmüll oder sonstige Abfälle bei zu deren Sammlung bestimmten Einrichtungen bzw. 
Anlagen abgegeben, ist Gebührenschuldner der Übergeber, soweit dieser Gemeindebewohner 
einer Gemeinde ist, die zum Einzugsgebiet der jeweiligen Einrichtung bzw. Anlage gehört. 

§ 6  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates 
der Gemeinde Hatting vom 28.11.2023 über die Erhebung von Abfallgebühren außer Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  
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14. Änderung der Friedhofsgebührenverordnung 

Beschlussfassung:  

Im Sinne der unter TO-Punkt 3 beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren sowie aus 

verwaltungsökonomischen Gründen beschließt der Gemeinderat einstimmig nachstehende 

neue Friedhofsgebührenverordnung der Gemeinde Hatting (lt. Verordnungsmuster des 

Landes):  

Friedhofsgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 10.12.2024 über die Erhebung 
von Friedhofsbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

§ 1  

Friedhofsbenützungsgebühren  

Die Gemeinde Hatting erhebt Friedhofsbenützungsgebühren als Graberrichtungsgebühren, jährliche 
Grabgebühren und sonstige Gebühren. 

§ 2  

Graberrichtungsgebühr  

(1) Die Gebühr bei erstmaliger Nutzung des Friedhofs zur Errichtung einer Grabstätte beträgt 
einmalig für: 

a) Grabstätte – klein (Erdgrab): 140,00 Euro 
b) Grabstätte – groß (Erdgrab): 280,00 Euro  
c) Urnenwandgrab / Nord: 140,00 Euro  
d) Erdurnengrab / Ost: 140,00 Euro  
e) Urnenstele (halbe & ganze Kammer): 140,00 Euro  

(2) Die Gebühr für die Errichtung einer Grabstätte beträgt einmalig für: 

a) Grabstätte – klein (Erdgrab): 380,00 Euro 
b) Grabstätte – groß (Erdgrab): 380,00 Euro  
c) Grabstätte – klein od. groß (Erdgrab) / für die Beisetzung einer Urne: 100 Euro  
d) Urnenwandgrab / Nord: 315,00 Euro für die von der Gemeinde zu beziehende Urnentafel 
e) Erdurnengrab / Ost:  

1. 105,00 Euro für die von der Gemeinde zu beziehende kleine Urnentafel 
2. 210,00 Euro für die von der Gemeinde zu beziehende halbgroße Urnentafel 
3. 315,00 Euro für die von der Gemeinde zu beziehende große Urnentafel 

f) Urnenstele: 315,00 Euro für die von der Gemeinde zu beziehende Urnentafel 

§ 3  

Jährliche Grabgebühr  
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Die jährliche Grabgebühr beträgt pro Grabstätte und Jahr für: 

a) Grabstätte – klein (Erdgrab): 30,00 Euro 
b) Grabstätte – groß (Erdgrab): 50,00 Euro  
c) Urnenwandgrab / Nord: 50,00 Euro  
d) Erdurnengrab / Ost: 50,00 Euro  
e) Urnenstele (halbe & ganze Kammer): 50,00 Euro  

§ 4  

Sonstige Gebühren  

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichen- bzw. Aufbahrungshalle beträgt einmalig 40,00 Euro. 

(2) Bei Exhumierungen und Umbettungen werden die tatsächlich anfallenden Kosten seitens der 
Gemeinde entsprechend vorgeschrieben.  

(3) Bei Grabbeseitigungen durch die Gemeinde werden die tatsächlichen Kosten vorgeschrieben.  

(4) Bei Entfernung von Blumen und Kränzen durch die Gemeinde werden die tatsächlichen Kosten 
vorgeschrieben. 

§ 5 

Gebührenschuldner 

Gebührenschuldner ist der Inhaber des Grabbenützungsrechtes, im Todesfall seine Erben. 

§ 6  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Erhebung 
von Friedhofsbenützungsgebühren vom 18.01.2022 außer Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

15. Änderung der Hundesteuerverordnung 

Beschlussfassung:  

Im Sinne der unter TO-Punkt 3 beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren um 5 % 

sowie aus verwaltungsökonomischen Gründen beschließt der Gemeinderat einstimmig 

nachstehende neue Hundesteuerverordnung der Gemeinde Hatting (lt. Verordnungsmuster des 

Landes):  
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Hundesteuerverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 10.12.2024 über die Erhebung 
einer Hundesteuer  

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, und des § 1 Abs. 1 des Tiroler 
Hundesteuergesetzes, LGBl. Nr. 3/1980, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 59/2024, wird 
verordnet: 

§ 1 

Hundesteuer 

Die Gemeinde Hatting erhebt eine Hundesteuer. 

§ 2 

Steuersätze, Steuerbefreiung 

(1) Die Hundesteuer beträgt für jeden im Gemeindegebiet gehaltenen Hund, der über drei Monate alt 
ist, pro Jahr 105 Euro. 

(2) Für Wachhunde und für Hunde, die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden, 
beträgt die Hundesteuer pro Jahr 45 Euro. 

(3) Für Assistenz- und Therapiehunde nach § 39a Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2024, ist keine Hundesteuer zu entrichten. 

§ 3 

Entstehen und Erlöschen des Abgabenanspruches 

Der Abgabenanspruch entsteht mit Anmeldung des Hundes und erlischt mit Abmeldung des Hundes.  

Der Halter des Hundes hat für das Entstehen und Erlöschen der Abgabepflicht maßgebliche 
Umstände umgehend der Gemeinde zu melden. 

§ 4 

Vorschreibung 

Die Vorschreibung der Hundesteuer erfolgt anteilsmäßig entsprechend jeweils zum 1. Quartal (15.01), 
2. Quartal (15.04.), 3. Quartal (15.07.) und 4. Quartal (15.10.) jeden Jahres. 

Als Stichtag für die Ermittlung der Hundezahl für die Vorschreibung gilt der 1. Jänner, 1. April, 1. Juli 
und 1. Oktober jeden Jahres. 

§ 5  

Gebührenschuldner  

Gebührenschuldner ist der Halter eines mehr als drei Monate alten Hundes im Gemeindegebiet. 
Halten mehrere Personen gemeinsam einen Hund, so gelten sie als Gesamtschuldner.  
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§ 6 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates 
der Gemeinde Hatting vom 10.10.2023 über die Erhebung einer Hundesteuer außer Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

16. Änderung – Sonstige Gebühren  

Beschlussfassung:  

Unter sonstige Gebühren fallen beispielsweise auch jene Gebühren, die in der Abfall- 

gebührenverordnung nicht angeführt sind und werden nun im Sinne der unter TO-Punkt 3 

beschlossenen generellen Anhebung der Gebühren um 5 % einstimmig wie folgt geändert:  

Sonstige Gebühren (inkl. MwSt.) derzeit ab 1.1.25   

120 l Müllbehälter Miete/Jahr 8,80 € 9,24 €   

240 l Müllbehälter Miete/Jahr 11,80 € 12,39 €   

800 l Müllbehälter Miete/Jahr 21,00 € 22,05 €   

120 l Müllbehälter Kauf 30,00 € 31,50 €   

240 l Müllbehälter Kauf  40,00 € 42,00 €   

Entsorgung/Rücknahme d. Behälter/Stk. 5,00 € 10,00 €   

Transponder/Chip (f. RM-Entleerung) 7,00 € 7,35 €   

120 l Biosack 1,00 € 1,00 € nicht erhöht 

8 l/10 l Biosack 0,20 € 0,20 € nicht erhöht 

60 l Restmüllsack inkl. Entleerung 2,50 € 3,00 €   

Leihgebühr Anbohrgerät 24,00 € 25,20 €   

    

Abschließend bedankt sich der Bürgermeister beim Gemeinderat für die verlässliche 

Anwesenheit und rege Mitarbeit das ganze Jahr über, wünscht frohe Weihnachten und einen 

guten Rutsch ins neue Jahr 2025 und lädt alle Anwesenden zu einer kl. Weihnachtsfeier im 

Schulungsraum der Feuerwehr ein. 

Da ansonsten keine weiteren Anfragen und Wortmeldungen vorliegen, schließt der 

Bürgermeister die Sitzung. 

v.g.g. 

Der Schriftführer: Der Bürgermeister: Gemeinderat/Gemeinderätin: 

   

   

   

   (Alfons Valtiner) (Dietmar Schöpf)  
 


